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I. Allgemeine Bestimmungen 

 

 

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet 

 

Fraport AG 

Frankfurt Airport Services Worldwide. 

 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Frankfurt am Main. 

 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist insbesondere der Betrieb, die Unterhaltung, die Ent-

wicklung und der Ausbau des Flughafens Frankfurt Main. Zum Gegenstand des Unter-

nehmens gehören zudem der Betrieb, die Unterhaltung, die Entwicklung und der Ausbau 

anderer Flughäfen, Infrastruktureinrichtungen und Immobilien im In- und Ausland und 

die Erbringung damit zusammenhängender Dienstleistungen sowie die Nutzung und 

Vermarktung der dabei gewonnenen Kenntnisse und Fähigkeiten im In- und Ausland. 

 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die unmittelbar 

oder mittelbar der Erreichung des Gesellschaftszwecks förderlich erscheinen. 

 

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen gleicher oder verwandter Art zu gründen, 

zu erwerben oder sich an ihnen zu beteiligen sowie Unternehmensverträge abzuschlie-

ßen. Die Gesellschaft kann Unternehmen unter einheitlicher Leitung zusammenfassen 

oder sich auf die Verwaltung von Beteiligungen beschränken. 

 

 

§ 3 Bekanntmachungen 

 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

 
  



 

 

 

II. Grundkapital und Aktien 

 

 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 924.687.040,00 (in Worten: Euro Neun-

hundertvierundzwanzigmillionensechshundertsiebenundachtzigtausendvierzig). Es ist 

eingeteilt in 92.468.704 Stückaktien. 

 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 22. Mai 2022 mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu € 3.500.000 

durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Das 

Bezugsrecht der Aktionäre kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen wer-

den, soweit Spitzenbeträge auszugleichen sind oder soweit das Genehmigte Kapital zur 

Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit ihr 

verbundener Unternehmen ausgenutzt wird (Arbeitnehmeraktien). Über den weiteren In-

halt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der Vorstand 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 31. Mai 2026 mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 

EUR 458.843.520,00 durch Ausgabe von bis zu 45.884.352 neuen, auf den Inhaber lau-

tende Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II). Den Aktio-

nären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch 

von einem durch den Vorstand zu bestimmenden Kreditinstitut oder einem nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 KWG oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen 

(Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- oder Finanzinstitute mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzu-

bieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-

schäftsjahres ihrer Ausgabe an am Gewinn teil. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend 

festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufenen Geschäftsjah-

res, für das zum Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptversammlung 

über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. 



 

 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre einmalig oder mehrmals auszuschließen, soweit dies zum Aus-

gleich von Spitzenbeträgen erforderlich ist. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Kapitalerhöhung, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Ak-

tienausgabe festzulegen. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 4 der Satzung entsprechend der je-

weiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals II sowie nach Ablauf der Ermächti-

gungsfrist anzupassen. 

 

(5) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 120.209.310,00 durch Ausgabe von bis zu 

12.020.931 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-

pital). Das Bedingte Kapital dient ausschließlich der Gewährung von Aktien an die Inha-

ber beziehungsweise Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

oder eine Kombination sämtlicher dieser Instrumente, die gemäß der von der Hauptver-

sammlung vom 1. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 7 lit. a) beschlossenen Ermäch-

tigung bis zum 31. Mai 2026 von der Gesellschaft begeben werden und ein Wandlungs- 

beziehungsweise Optionsrecht auf neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien der Ge-

sellschaft gewähren beziehungsweise eine Wandlungs- oder Optionspflicht oder ein An-

dienungsrecht bestimmen und soweit die Ausgabe gegen Bareinlagen erfolgt. Die Aus-

gabe der neuen Aktien erfolgt jeweils zu dem gemäß vorbezeichnetem Ermächtigungs-

beschluss festzulegenden Wandlungs- beziehungsweise Optionspreis. Die bedingte Ka-

pitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

Gebrauch gemacht beziehungsweise der Wandlungs-/Optionspflicht genügt wird oder 

Andienungen von Aktien erfolgen und nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung ein-

gesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 

sie durch Ausübung von Wandlungs- beziehungsweise Optionsrechten oder durch Er-

füllung entsprechender Pflichten entstehen (Entstehungs-Geschäftsjahr), am Gewinn 

teil; abweichend hiervon nehmen die neuen Aktien von Beginn des dem Entstehungs-

Geschäftsjahr vorhergehenden Geschäftsjahres an am Gewinn teil, falls die Hauptver-

sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns des dem Entstehungs-Geschäfts-

jahr vorhergehenden Geschäftsjahres noch keinen Beschluss gefasst hat. Der Vorstand 

ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-

führung von bedingten Kapitalerhöhungen festzusetzen. 

 

(6) Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneue-

rungsscheinen setzt der Vorstand fest. 



 

 

 

(7) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien und Gewinnanteile ist ausge-

schlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln 

einer Börse erforderlich ist, an der die Aktie zugelassen ist. 

 

 

III. Der Vorstand 

 

 

§ 5 Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen. Im Übrigen bestimmt der Auf-

sichtsrat ihre Zahl. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder. Er kann einen Vor-

sitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands er-

nennen. 

 

(2) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten.  

 

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrats 

bedarf. Der Vorstand kann sich Richtlinien der Geschäftsführung geben. 

 

 

IV. Aufsichtsrat 

 

 

§ 6 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern, von denen 10 Mitglieder durch die Aktionäre 

und 10 Mitglieder durch die Arbeitnehmer gewählt werden. Die Wahl erfolgt längstens 

für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 

vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Ge-

schäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung 

kann für Mitglieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

 
  



 

 

 

(2) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied bestellt 

werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf 

seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger gewählt ist. Tritt ein Ersatzmit-

glied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit Ende der 

Hauptversammlung, in der eine Ersatzwahl stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der 

Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. Die Wahl von Ersatzmitgliedern 

für die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer richtet sich nach dem Mitbestimmungs-

gesetz. 

 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwöchigen Frist 

auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Mitteilung an den Vorsitzenden des Vor-

stands und Aufsichtsratsvorsitzenden niederlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende, im 

Falle einer Amtsniederlegung durch den Aufsichtsratsvorsitzenden dessen Stellvertre-

ter, kann einer Kürzung der Frist zustimmen. 

 

 

§ 7 Aufsichtsratsvorsitzender, Stellvertreter 

 

(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu wäh-

lenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsratssitzung 

statt, die keiner besonderen Einberufung bedarf, in der der Aufsichtsrat nach den Best-

immungen des Mitbestimmungsgesetzes für die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mitte 

einen Aufsichtsratsvorsitzenden und einen Stellvertreter wählt. Der Stellvertreter tritt in 

allen Fällen an die Stelle des Aufsichtsratsvorsitzenden, in denen dieser verhindert ist, 

sofern sich nicht aus dieser Satzung etwas Abweichendes ergibt. Er hat in allen Fällen, 

in denen er in Stellvertretung des Aufsichtsratsvorsitzenden handelt, die gleichen Rechte 

wie der Aufsichtsratsvorsitzende, jedoch mit Ausnahme der dem Aufsichtsratsvorsitzen-

den nach dem MitbestG zustehenden zweiten Stimme. 

 

(2) Scheidet der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt 

aus, findet unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 

statt. 

 

 
  



 

 

§ 8 Ausschüsse des Aufsichtsrats 

 

Soweit das Gesetz es zulässt, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende Aufgaben und 

Rechte auf den Aufsichtsratsvorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder auf die aus 

seiner Mitte bestellten Ausschüsse übertragen. Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende ei-

nem Ausschuss an und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmengleichheit, so 

hat er, nicht aber sein Stellvertreter, bei einer erneuten Abstimmung, wenn auch diese 

Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen. 

 

 

§ 9 Einberufung und Beschlussfassung 

 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats beruft der Aufsichtsratsvorsitzende schriftlich, durch Te-

lefax oder durch E-Mail mit einer Frist von mindestens zwei Wochen unter Mitteilung des 

Ortes und der Zeit der Versammlung ein. Dabei werden der Tag der Absendung, der 

Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann er 

die Frist bis auf fünf Tage abkürzen und die Sitzung auch mündlich oder fernmündlich 

einberufen. Die Vorschriften des § 110 Abs. 1 und 2 AktG bleiben unberührt. 

 

(2) Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mit Beschlussvorschlägen 

mitzuteilen. Wurde ein Tagesordnungspunkt nicht ordnungsgemäß angekündigt, so darf 

hierüber nur beschlossen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied einer Beschlussfas-

sung widerspricht. 

 

(3) Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Aufsichtsratsvorsitzende. Er 

bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt wer-

den, sowie Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus de-

nen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung persönlich oder durch 

schriftliche Stimmabgabe teilnimmt. 

 

(5) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit 

das Gesetz nichts anderes zwingend bestimmt. Dies gilt auch für Wahlen. Bei Stimmen-

gleichheit hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn auch 

sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. 

 
  



 

 

(6) Ein abwesendes Mitglied kann seine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Auf-

sichtsratsmitglied überreichen lassen; das Recht des Aufsichtsratsvorsitzenden gemäß 

§ 109 Abs. 2 AktG, Aufsichtsratsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehören, von 

der Ausschusssitzung auszuschließen, bleibt unberührt. 

 

(7) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse kann eine Person, die dem 

Aufsichtsrat nicht angehört, an Stelle eines verhinderten Aufsichtsratsmitglieds teilneh-

men, wenn dieses sie hierzu im Einzelfall schriftlich ermächtigt hat und sie sich schriftlich 

verpflichtet hat, über sämtliche ihr in den Sitzungen bekannt gewordenen Angelegenhei-

ten Stillschweigen zu bewahren. Die dem Aufsichtsrat nicht angehörende Person kann 

schriftliche Stimmabgaben des verhinderten Aufsichtsratsmitglieds überreichen. 

 

(8) In dringenden Fällen sind Beschlussfassungen außerhalb von Sitzungen schriftlich, 

durch Telefax oder durch E-Mail zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats eine 

solche Beschlussfassung unter Setzung einer angemessenen Frist vorschlägt und kein 

Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht. 

 

(9) Über die Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzufertigen, 

vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und allen Aufsichtsratsmitgliedern in Abschrift zu-

zuleiten. 

 

(10) Soweit zur Durchführung von Beschlüssen des Aufsichtsrats oder einer seiner Aus-

schüsse Erklärungen abzugeben oder entgegenzunehmen sind, handelt der jeweilige 

Vorsitzende für den Aufsichtsrat. Sonstige Urkunden und Bekanntmachungen des Auf-

sichtsrats sind vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu unterzeichnen. 

 

 

§ 10 Schweigepflicht 

 
Die Aufsichtsratsmitglieder haben Stillschweigen zu bewahren über vertrauliche Anga-

ben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheim-

nisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden. Diese Verpflichtung 

besteht auch nach Beendigung ihres Amts. Dem Gebot der Schweigepflicht unterliegen 

insbesondere die Stimmabgabe, der Verlauf der Debatte, die Stellungnahmen sowie 

sonstige persönliche Äußerungen der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder. 

 
 
  



 

 

§ 11 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstand und überwacht dessen Geschäftsführung. 

 

(2) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Der Aufsichtsrat kann sich Richtlinien 

für die Ausübung seiner Tätigkeit geben. 

 

(3) Der Aufsichtsrat ist zu Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fassung betreffen. 

 

(4) Der Aufsichtsrat legt in der Geschäftsordnung des Vorstands zustimmungsbedürftige 

Rechtsgeschäfte und Maßnahmen sowie eventuelle Wertgrenzen fest, ab deren Über-

schreiten der Vorstand der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. Abgesehen von den 

gesetzlich vorgeschriebenen und den in der Geschäftsordnung des Vorstands festge-

legten Fällen bedarf der Vorstand der Zustimmung des Aufsichtsrats für: 

- Geschäfte und Maßnahmen, die die Unternehmensstruktur oder die Unterneh-

mensstrategie wesentlich ändern oder die zu einer wesentlichen Änderung der 

Unternehmensentwicklung führen, 

- Geschäfte und Maßnahmen, die die betriebliche Altersversorgung oder sonstige 

Zusatzversorgungen der Arbeitnehmer wesentlich ändern. 

 

 

§ 12 Vergütung 

 

(1) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine feste, am Ende des Geschäftsjahres zahlbare 

Vergütung von € 35.000 pro vollem Geschäfts-jahr. Der Aufsichtsratsvorsitzende erhält 

das Dreifache und der Vor-sitzende des Finanz- und Prüfungsausschusses erhält das 

Doppelte, der Stellvertreter des Aufsichtsratsvor-sitzenden und die Vorsitzen-den der 

weiteren Ausschüsse des Aufsichtsrats erhalten das Anderthalbfache dieses Betrages. 

Für die Mitgliedschaft in Aus-schüssen erhalten die Aufsichtsratsmitglieder eine zusätz-

liche feste Vergütung in Höhe von € 7.500 pro Ausschuss und vollem Geschäftsjahr. 

Diese zusätzliche Vergütung wird für höchstens zwei Ausschussmitgliedschaften ge-

zahlt. Aufsichtsratsmitglieder, die während des laufenden Geschäftsjahres in den Auf-

sichtsrat eintreten oder aus dem Aufsichtsrat ausscheiden, erhalten eine entsprechende 

anteilige Vergütung. Entsprechendes gilt bei Veränderungen der Mitgliedschaft in Aus-

schüssen. 

 



 

 

(2) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält für jede Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats 

und an Sitzungen eines Ausschusses, dessen Mitglied es ist, ein Sitzungsgeld in Höhe 

von jeweils € 1.000. 

 

(3) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern ihre notwendigen Auslagen und 

die auf ihre Vergütung und Sitzungsgelder entfallende Umsatzsteuer, falls sie diese ge-

sondert in Rechnung stellen können und stellen. Die Gesellschaft kann auf ihre Kosten 

zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haftpflichtversicherung abschließen, die die 

gesetzliche Haftpflicht für Vermögensschäden aus der Aufsichtsratstätigkeit abdeckt.  

 
 

 

V. Hauptversammlung 

 

 

§ 13 Ordentliche Hauptversammlung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines jeden 

Geschäftsjahrs statt. 

 

 

§ 14 Ort und Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat einberufen. Sie findet 

am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Börsenplatz oder in einer deutschen Stadt 

mit mehr als 100.000 Einwohnern statt.  

 

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage vor dem Tage der Versammlung einzu-

berufen. Bei der Berechnung der Frist sind der Tag der Hauptversammlung und der Tag 

der Einberufung nicht mitzurechnen. 

 

 

§ 15 Voraussetzungen für Teilnahme und Stimmrechtsausübung 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind die-

jenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden und ihre Be-

rechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung nach Satz 1 

müssen der Gesellschaft oder einer für sie empfangsberechtigten Stelle unter der in der 



 

 

Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-

sammlung zugehen. Bei der Berechnung der Frist sind der Tag der Hauptversammlung 

und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen. In der Einberufung kann eine kürzere in 

Tagen zu bemessende und von der Hauptversammlung zurückzurechnende Frist vorge-

sehen werden. 

 

(2) Die Anmeldung bedarf der Textform. Für den Nachweis der Berechtigung nach Absatz 

1 Satz 1 ist ein besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. Ein Nachweis 

über den Anteilsbesitz gemäß § 67c Abs. 3 AktG ist hierfür in jedem Fall ausreichend. 

Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 

der Versammlung zu beziehen. 

 

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des beson-

deren Nachweises des Anteilsbesitzes einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlan-

gen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die Gesell-

schaft den Aktionär zurückweisen.  

 

(4) Fällt das Ende einer Frist oder ein Termin, die oder der von der Hauptversammlung zu-

rückberechnet wird, auf einen Sonntag, einen Sonnabend oder einen Feiertag, kommt 

eine Verlegung auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag nicht in 

Betracht. Die Fristenregelungen der §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 

nicht entsprechend anzuwenden. 

 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämt-

liche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege der elektronischen Kom-

munikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist ferner ermächtigt, 

Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung 

nach Satz 1 zu treffen. Die Bestimmungen werden mit der Einberufung der Hauptver-

sammlung bekannt gemacht.  

 

 

§ 16 Leitung und Ablauf 

 

(1) Die Hauptversammlung kann auf Anordnung des Versammlungsleiters vollständig oder 

teilweise in Bild und Ton auch öffentlich übertragen werden, wenn dies in der Einladung 

zur Hauptversammlung bekannt gemacht worden ist. 

 



 

 

(2) Die Leitung in der Hauptversammlung übernimmt der Aufsichtsratsvorsitzende, im Fall 

seiner Verhinderung ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats. Andernfalls wird 

der Versammlungsleiter von den vor Beginn der Hauptversammlung anwesenden Auf-

sichtsratsmitgliedern gewählt. 

 

(3) Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung, insbesondere die 

Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und die Art der Abstimmung. Er kann sich 

hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung von Hilfs-

personen bedienen. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht des Akti-

onärs zeitlich angemessen beschränken; soweit angemessen, ist er insbesondere er-

mächtigt, die Frage- und/oder Redezeit einzelner oder aller Aktionäre zu einzelnen oder 

allen Gegenständen der Hauptversammlung zu Beginn oder während des Verlaufs der 

Hauptversammlung zu beschränken und, sofern dies im Hinblick auf eine ordnungsge-

mäße Durchführung rechtlich zulässig ist, den Schluss der Debatte anzuordnen. 

 

 

§ 17 Stimmrecht 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

 

(2) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Aktionäre können der 

Gesellschaft oder einem von ihr benannten Stimmrechtsvertreter Vollmachten auch auf 

einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg erteilen. Die 

Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmachten werden in der Einladung zur Hauptver-

sammlung bekannt gemacht. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimme, auch ohne an der 

Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation ab-

geben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfah-

ren der Briefwahl zu treffen. 

 

 

§ 18 Beschlussfassung 

 

(1) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine 

Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des vertretenen Grundkapitals 

gefasst, sofern nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder dieser Satzung 

eine höhere Mehrheit erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit gilt ein Beschluss als abge-

lehnt. 



 

 

 

(2) Bei Wahlen, ausgenommen Ergänzungswahlen zum Aufsichtsrat im Sinne von § 6 Abs. 

2 Satz 3, gilt der Vorschlag als angenommen, auf den die meisten Stimmen entfallen; 

bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 

 

VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

 

 

§ 19 Jahres- und Konzernabschluss 

 

Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernab-

schluss und den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und 

diese zusammen mit einem Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns unverzüg-

lich nach deren Aufstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat den Jah-

resabschluss, den Lagebericht, den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns 

sowie den Konzernabschluss und Konzernlagebericht unter Hinzuziehung des Ab-

schlussprüfers der Gesellschaft zu prüfen. 

 

 

§ 20 Rechte nach dem Haushaltsgrundsätzegesetz 

 

Der Bundesrechnungshof und der Hessische Rechnungshof haben die Befugnisse aus 

§ 54 Haushaltsgrundsätzegesetz. Satz 1 gilt entsprechend für die Rechnungsprüfungs-

behörde der Stadt Frankfurt am Main.  

 

 

§ 21 Gewinnverwendung 

 

(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. 

 

(2) Die Gewinnanteile der Aktionäre bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital. 

 

(3) Im Falle der Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien 

abweichend von § 60 Abs. 2 Aktiengesetz bestimmt werden. 

 



 

 

(4) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den nach 

Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines etwaigen Ver-

lustvortrags sich ergebenden Jahresüberschuss bis zu 100 % in andere Gewinnrückla-

gen einstellen, bis diese die Hälfte des Grundkapitals erreicht haben. 

 

(5) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so müssen 50 % des um die in 

die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und um einen etwaigen Verlustvortrag 

geminderten Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen eingestellt werden. 

 

 


